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HAMBURGISCHES
GESETZ- UND

VERORDNUNGSBLATT
TEIL I

HmbGVBl. Nr. 21 FREITAG, DEN 11. JUNI 2010

Tag I n h a l t Seite

§ 1
(1) Der Bebauungsplan Ottensen 43 für das Gebiet Bahren-

felder Straße – Barnerstraße – Große Rainstraße (Bezirk
Altona, Ortsteile 211 und 213) wird festgestellt.

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die
ihm beigegebene Begründung sowie die zusammenfassende
Erklärung gemäß § 10 Absatz 4 des Baugesetzbuchs werden
beim Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht für jedermann nie-
dergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung sowie die
zusammenfassende Erklärung können beim örtlich zustän-
digen Bezirksamt während der Dienststunden kostenfrei
eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke beim
Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeichne-
ten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein Ent-
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Angaben unter dem Vorschriftentitel beziehen sich auf die Gliederungsnummern in der Sammlung der Gesetze und Verordnungen der Freien und Hansestadt Hamburg.

Verordnung
über den Bebauungsplan Ottensen 43

Vom 27. Mai 2010

Auf Grund von § 10 und § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1
des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 23. September 2004
(BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am 31. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2585, 2617), in Verbindung mit § 3 Absätze 1 und 3 sowie § 5
Absatz 1 des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der Fassung
vom 30. November 1999 (HmbGVBl. S. 271), zuletzt geändert
am 14. Juli 2009 (HmbGVBl. S. 306), § 81 Absatz 1 Nummer 2
der Hamburgischen Bauordnung vom 14. Dezember 2005
(HmbGVBl. S. 525, 563), zuletzt geändert am 15. Dezember
2009 (HmbGVBl. S. 444, 446), § 7 Absatz 6 Satz 1 des Hambur-
gischen Naturschutzgesetzes in der Fassung vom 9. Oktober
2007 (HmbGVBl. S. 356, 392) und § 9 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4
des Bundesnaturschutzgesetzes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2542) sowie § 1, § 2 Absatz 1 und § 3 der Weiterüber-
tragungsverordnung-Bau vom 8. August 2006 (HmbGVBl.
S. 481), zuletzt geändert am 2. Dezember 2008 (HmbGVBl. 
S. 408), wird verordnet:
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schädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fäl-
ligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich sind

a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des
Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften und

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Bau-
gesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtli-
che Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit dem Inkraft-
treten des Bebauungsplans schriftlich gegenüber dem ört-
lich zuständigen Bezirksamt unter Darlegung des die
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht
worden sind.

§ 2

Für die Ausführungen des Bebauungsplans gelten nach-
stehende Vorschriften:

1. In den nach § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Bauge-
setzbuchs als „Erhaltungsbereiche“ bezeichneten Gebie-
ten bedürfen zur Erhaltung der städtebaulichen Eigenart
des Gebiets auf Grund seiner städtebaulichen Gestalt der
Rückbau, Abbruch, die Änderung, die Nutzungsänderung
oder die Errichtung baulicher Anlagen einer Genehmi-
gung, und zwar auch dann, wenn nach den bauordnungs-
rechtlichen Vorschriften eine Genehmigung nicht erfor-
derlich ist. Die Genehmigung zum Rückbau, zur Ände-
rung und zur Nutzungsänderung darf nur versagt werden,
wenn die bauliche Anlage allein oder im Zusammenhang
mit anderen baulichen Anlagen das Ortsbild, die Stadtge-
stalt oder das Landschaftsbild prägt oder sonst von städte-
baulicher, insbesondere geschichtlicher oder künstleri-
scher Bedeutung ist. Die Genehmigung zur Errichtung der
baulichen Anlage darf nur versagt werden, wenn die städ-
tebauliche Gestalt des Gebiets durch die beabsichtigte bau-
liche Anlage beeinträchtigt wird.

2. In den Kerngebieten und im Mischgebiet sind Spielhallen
und ähnliche Unternehmen im Sinne von § 33 i der Gewer-
beordnung, die der Aufstellung von Spielgeräten mit oder
ohne Gewinnmöglichkeiten dienen, sowie Vorführ- und
Geschäftsräume, deren Zweck auf Darstellung oder Hand-
lungen mit sexuellem Charakter ausgerichtet ist, unzuläs-
sig.

3. Eine Überschreitung der Baugrenzen und Baulinien durch
Balkone, Erker, Loggien und Sichtschutzwände kann bis
zu 1,5 m zugelassen werden; im Bereich von öffentlichen
Straßenverkehrsflächen ist eine lichte Höhe von mindes-
tens 3 m einzuhalten, sofern öffentliche Belange dem nicht
entgegenstehen.

4. In den Kerngebieten an der Bahrenfelder Straße sind die
Erdgeschosse ladenartig zu gestalten. Wohnungen sind im
Erdgeschoss unzulässig.

5. In den Kerngebieten an der Bahrenfelder Straße ist auf der
von der Straße abgekehrten Seite (Blockinnenbereich)
Außengastronomie nicht zulässig.

6. Auf den privaten Grünflächen können ausnahmsweise
Nebenanlagen und -gebäude zugelassen werden, soweit sie
nicht innerhalb der Gebäude unterzubringen sind. Oberir-
dische Stellplätze und Garagen, mit Ausnahme von Stell-
plätzen für Menschen mit Behinderung, sind nicht zuläs-
sig.

7. In den mit „(A)“ bezeichneten Gebieten ist das vierte Voll-
geschoss zur Straße nur als Dach mit einer Neigung von 
45 Grad auszubilden. Weitere Geschosse – wie Staffel-
geschosse – sind ausgeschlossen.

8. In dem mit „(B)“ bezeichneten Gebiet ist das dritte Voll-
geschoss zur Straße nur als Dach mit einer Neigung von 
60 Grad auszubilden. Weitere Geschosse wie Staffel-
geschosse sind ausgeschlossen.

9. In dem mit „(C)“bezeichneten Gebiet ist eine Dach mit
einer Neigung von 45 Grad auszubilden. Straßenseitig sind
nur Dachflächenfenster zulässig.

10. Die Wohn- und Schlafräume im Bereich Barnerstraße,
Bahrenfelder Straße zwischen Barnerstraße und Zeiß-
straße, sowie Hohenesch zwischen Abbestraße und Große
Rainstraße, sind durch geeignete Grundrissgestaltung den
lärmabgewandten Gebäudeseiten zuzuordnen. Soweit die-
ses nicht möglich ist, ist im Genehmigungsverfahren der
Nachweis zu führen, dass durch geeignete bauliche Schall-
schutzmaßnahmen wie zum Beispiel Doppelfassaden, ver-
glaste Loggien, Wintergärten oder in ihrer Wirkung ver-
gleichbare Maßnahmen sicher gestellt wird, dass in den
Schlafräumen ein Innenraumpegel bei gekipptem Fenster
von 30 dB(A) während der Nachtzeit und in den Wohnräu-
men während der Tagzeit ein Innenraumpegel von 40 dB(A)
nicht überschritten wird. Ferner haben die Außenwohnbe-
reiche, die im Zusammenhang mit dem Schutz für Wohn-
räume stehen, unter Beachtung von Lüftungsvorrichtun-
gen (gekipptem/teilgeöffneten Fenster), einen Pegel im
bebauten Außenwohnbereich am Tag von kleiner 65 dB(A)
aufzuweisen. Erfolgt die bauliche Schallschutzmaßnahme
in Form von verglasten Loggien beziehungsweise Winter-
gärten im Zusammenhang mit dem Schutz von Schlaf-
räumen, dann ist in diesen Fällen ein Pegel im bebauten
Außenwohnbereich von 55 dB (A) unter Beachtung von
Lüftungsvorrichtungen (gekipptem/teilgeöffnetem Fens-
ter) nachzuweisen.

Für die übrigen Bereiche gilt, dass durch geeignete Grund-
rissgestaltung die Wohn- und Schlafräume den lärmabge-
wandten Gebäudeseiten zuzuordnen sind. Soweit die
Anordnung an den lärmabgewandten Gebäudeseiten nicht
möglich ist, muss für diese Räume ein ausreichender
Lärmschutz durch bauliche Maßnahmen an Außentüren,
Fenstern, Außenwänden und Dächern der Gebäude
geschaffen werden.

11. Für die zu erhaltenden Bäume sind bei Abgang Ersatz-
pflanzungen vorzunehmen. Außerhalb von öffentlichen
Straßenverkehrsflächen sind Geländeaufhöhungen oder
Abgrabungen im Kronenbereich festgesetzter Bäume
unzulässig.

12. Für je 150 m² der nicht überbaubaren Grundstücksfläche
ist mindestens ein kleinkroniger Baum oder für je 300 m²
der nicht überbaubaren Grundstücksfläche mindestens ein
großkroniger Baum zu pflanzen.

13. Auf ebenerdigen Stellplatzanlagen ist für je vier Stellplätze
ein großkroniger Baum zu pflanzen. Ebenerdige Stellplatz-
anlagen sind mit Hecken oder dicht wachsenden Sträu-
chern einzufassen.

14. Für die Baum- und Strauchpflanzungen sind standortge-
rechte einheimische Laubgehölze zu verwenden und zu
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erhalten. Großkronige Bäume müssen einen Stammum-
fang von mindestens 16 cm, kleinkronige Bäume einen
Stammumfang von mindestens 12 cm, in 1 Meter Höhe
über dem Erdboden gemessen, aufweisen. Im Kronenbe-
reich dieser Bäume ist eine offene Vegetationsfläche von
mindestens 12 m² anzulegen.

15. Die Dachflächen von Flachdächern und flachgeneigten
Dächern mit einer Neigung bis zu 20 Grad sind auf ein-
und zweigeschossigen Gebäuden außerhalb der festgesetz-
ten Denkmalschutzbereiche mit einem mindestens 8 cm
starken durchwurzelbaren Substrataufbau zu versehen
und extensiv zu begrünen.

16. Außenwände von Gebäuden, deren Fensterabstand mehr
als 5 m beträgt, fensterlose Fassaden sowie Stützen von
Pergolen und Carports sind mit Schling- oder Kletter-
pflanzen zu begrünen, je 2 m Wandlänge ist mindestens
eine Pflanze zu verwenden.

17. Tiefgaragen sind mit einem mindestens 50 cm starken
durchwurzelbaren Substrataufbau zu versehen und zu
begrünen. Für anzupflanzende Bäume auf Tiefgaragen
muss auf einer Fläche von 12 m² je Baum die Schichtstärke
des durchwurzelbaren Substrataufbaus mindestens 1 m be-
tragen.

18. Auf privaten Grundstücksflächen sind Fahr- und Gehwege
sowie ebenerdige Stellplätze in wasser- und luftdurchlässi-
gem Aufbau herzustellen.

19. Das festgesetzte Gehrecht auf dem Flurstück 3672 umfasst
die Befugnis der Freien und Hansestadt Hamburg, einen
allgemein zugänglichen Weg anzulegen und zu unterhal-
ten.

§ 3
Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-

ungspläne aufgehoben.

Hamburg, den 27. Mai 2010.

Das Bezirksamt Altona

§ 1
(1) Der Bebauungsplan Osdorf 45 für den Geltungsbereich

Hönerstücken, Bornheide und Rugenbarg der Gemarkung
Osdorf (Bezirk Altona, Ortsteil 221) wird festgestellt.

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die
ihm beigegebene Begründung sowie die zusammenfassende
Erklärung gemäß § 10 Absatz 4 des Baugesetzbuchs werden
beim Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht für jedermann nie-
dergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung sowie die
zusammenfassende Erklärung nach § 10 Absatz 4 des Bau-
gesetzbuchs können beim örtlich zuständigen Bezirksamt
während der Dienststunden kostenfrei eingesehen werden.
Soweit zusätzliche Abdrucke beim Bezirksamt vorhanden
sind, können sie gegen Kostenerstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeichne-
ten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein Ent-

schädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich sind

a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des
Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Bau-
gesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beacht-
liche Mängel des Abwägungsvorgangs,

Verordnung
über den Bebauungsplan Osdorf 45

Vom 27. Mai 2010

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 23. September 2004 (BGBl. I S 2415), zuletzt geändert am
31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585, 2617), in Verbindung mit § 3
Absatz 1 und § 5 Absatz 1 des Bauleitplanfeststellungsgesetzes
in der Fassung vom 30. November 1999 (HmbGVBl. S. 271),
zuletzt geändert am 14. Juli 2009 (HmbGVBl. S. 306), und § 7
Absatz 6 Satz 1 des Hamburgischen Naturschutzgesetzes in der
Fassung vom 9. Oktober 2007 (HmbGVBl. S. 356, 392) und § 9
Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 des Bundesnaturschutzgesetzes
vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542) sowie § 1 und § 2 Absatz 1
der Weiterübertragungsverordnung-Bau vom 8. August 2006
(HmbGVBl. S. 481), zuletzt geändert am 2. Dezember 2008
(HmbGVBl. S. 408), wird verordnet:
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wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dem Inkrafttreten
des Bebauungsplans schriftlich gegenüber dem örtlich
zuständigen Bezirksamt unter Darlegung des die Verlet-
zung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden
sind.

§ 2

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nachste-
hende Vorschriften:

1. Im Gewerbegebiet sind folgende Betriebe und Einrichtun-
gen unzulässig:

– Einzelhandelsbetriebe,

– gewerbliche Freizeiteinrichtungen (wie zum Beispiel
Fitnesscenter, Squash-, Bowling- und Tennishallen),

– Versammlungsstätten (Veranstaltungsräume, die mehr
als 200 Besucher fassen, zum Beispiel Festsäle, Tagungs-
räume),

– Vorführ- und Geschäftsräume, deren Zweck auf Darstel-
lungen oder auf Handlungen mit sexuellem Charakter
ausgerichtet ist sowie

– luftbelastende und geruchsbelästigende Betriebe gemäß
der Spalte 1 des Anhangs der Verordnung über genehmi-
gungsbedürftige Anlagen in der Fassung vom 14. März
1997 (BGBl. I S. 505), zuletzt geändert am 23. Oktober
2007 (BGBl. S. 2470).

Weiterhin sind Ausnahmen für Vergnügungsstätten ausge-
schlossen.

2. Abweichend von Nummer 1 sind auf den mit „(A)“ bezeich-
neten Flächen des Gewerbegebietes Einzelhandelsbetriebe
nur im Erdgeschoss zulässig.

Des Weiteren sind auf dem Flurstück 6211 der Gemarkung
Osdorf gewerbliche Freizeiteinrichtungen ausnahmsweise
zulässig.

3. Abweichend von Nummer 1 sind auf der mit „(B)“ bezeich-
neten Fläche des Gewerbegebietes Einzelhandelsbetriebe zu-

lässig, soweit diese ausschließlich die mit Baustoffen, Werk-
zeugen und sonstigem Baubedarf sowie mit Blumen, Pflan-
zen, Gartengeräten, Gartenzubehör und Artikeln für den
Gartenbedarf handeln oder derartige Gegenstände lagern.

4. Mindestens 10 vom Hundert der Grundstücksflächen sind
mit Bäumen und Sträuchern zu bepflanzen. Dabei ist auf je
100 m² der zu bepflanzenden Grundstücksfläche mindes-
tens ein kleinkroniger Baum oder je 150 m² der zu bepflan-
zenden Grundstücksfläche mindestens ein großkroniger
Baum zu pflanzen.

5. Für die festgesetzten Baum- und Strauchpflanzungen sind
standortgerechte, einheimische Laubgehölze zu verwenden
und dauerhaft zu erhalten. Großkronige Bäume müssen
einen Stammumfang von mindestens 18 cm, kleinkronige
Bäume einen Stammumfang von mindestens 14 cm, in 1 m
Höhe über dem Erdboden gemessen, aufweisen. Im Kro-
nenbereich dieser Bäume ist eine offene Vegetationsfläche
von mindestens 12 m² anzulegen.

6. Auf der Fläche zum Anpflanzen von Bäumen und Sträu-
chern sind Bäume so zu pflanzen, dass straßenparallele
Baumreihen entstehen. Die großkronigen Bäume sind in
einem Abstand von jeweils 12 m zu pflanzen. Unterbrech-
ungen für notwendige Zufahrten und Eingänge sind zuläs-
sig. Bei Abgang von Gehölzen sind Ersatzpflanzungen so
durchzuführen, dass der Charakter und Aufbau einer
geschlossenen Baumreihe erhalten bleibt.

7. Auf ebenerdigen Stellplatzanlagen ist für je vier Stellplätze
ein großkroniger Baum zu pflanzen.

8. Für die zu erhaltenden Bäume und Sträucher sind bei
Abgang Ersatzpflanzungen vorzunehmen.

9. Außerhalb von öffentlichen Straßenverkehrsflächen sind
Geländeaufhöhungen oder Abgrabungen im Kronenbe-
reich festgesetzter Bäume unzulässig.

§ 3
Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-

ungspläne aufgehoben.

Hamburg, den 27. Mai 2010.

Das Bezirksamt Altona
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§ 1

Naturschutzgebiet

Die in der anliegenden Karte grün eingezeichneten, in der
Gemarkung Rissen belegenen Flächen werden zum Natur-
schutzgebiet erklärt.

§ 2

Schutzzweck

Schutzzweck ist es,

1. die Binnendünen und Heiden, den Elbhang, den Krattwald,
die naturnahen standortgerechten Laubwälder sowie die
Bodengesellschaften der Moränenlandschaft mit den Flug-
decksanden,

2. die schachblumenreichen Elbwiesen, das naturnahe Elb-
ufer mit seinen Auwaldbereichen sowie die Böden der Elb-
wiesen mit Feuchtböden unterschiedlicher Ausprägung

als Lebensstätte für dort beheimatete seltene und gefährdete
Pflanzen- und Tierarten wie die Zauneidechse, Silber-Sand-
biene und andere Wildbienen, Sumpfschrecke und andere
Heuschreckenarten sowie die Schachblume zu erhalten, zu
entwickeln und wiederherzustellen, insbesondere die offenen
Binnendünen und Heiden sowie Feuchtwiesen freizustellen
und zu vergrößern sowie die Böden in ihren Archiv- und
Standortfunktionen zu schützen und zu entwickeln.

§ 3

Gebote

Im Naturschutzgebiet ist es geboten,

1. offene Binnendünen, Heide- und sonstige Offenflächen
sowie Feuchtwiesen von aufkommendem Gehölzbewuchs
freizuhalten und zu pflegen und unter Abwägung mit den
Schutzfunktionen des Waldes zu erweitern,

2. die Kopfweiden zur Erhaltung ihres charakteristischen
Erscheinungsbildes zu schneiden,

3. verbleibende Waldflächen in standorttypische und natur-
nahe Laubwälder umzubauen, sofern keine gartendenkmal-
pflegerischen Belange entgegenstehen – dabei sind gegebe-
nenfalls ehemalige Sichtachsen/Aussichtspunkte auf den
Flurstücken 5110 und 5101 der Gemarkung Rissen wieder
herzustellen,

4. standortfremde Pflanzenarten wie Japanischer Staudenknö-
terich, Herkulesstaude, Armenische Brombeere und Spät-
blühende Traubenkirsche zu entfernen, sofern keine garten-
denkmalpflegerischen Belange entgegenstehen,

5. den Wasserhaushalt so zu regulieren, dass die Erhaltung
und Entwicklung von artenreichen Feuchtwiesen gewähr-
leistet ist,

6. die Böden in ihrem natürlichen Zustand und Horizontauf-
bau zu belassen und ihre natürlichen standorttypischen
Funktionen zu entwickeln,

7. für die Instandhaltung von nicht asphaltierten Wegen aus-
schließlich natürliche, nicht zu Nährstoffeintrag führende
Baumaterialien zu verwenden,

8. die Bevölkerung über den Schutzzweck in geeigneter Weise
zu informieren und Besucher lenkende Maßnahmen durch-
zuführen,

9. nicht mehr genutzte bauliche Anlagen unter Berücksichti-
gung denkmalpflegerischer Belange zu beseitigen.

§ 4

Duldung von Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen

Folgende Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen der zu-
ständigen Behörde zum Zweck des Naturschutzes sind von
Eigentümerinnen, Eigentümern und Nutzungsberechtigten zu
dulden:

1. das Freihalten der Binnendünen- und Heideflächen vor auf-
kommenden Gehölzen sowie die Mahd der Feuchtwiesen,

2. die Entwicklung und Ausweitung der Heideflächen, offe-
nen Binnendünen und Feuchtwiesen,

3. das Entfernen standortfremder Pflanzenarten außerhalb
von Hausgärten, des Parks Wittenbergener Weg 110 (Flur-
stücke 5110, 5101 und 4703) und des Luusparks.

§ 5

Verbote

(1) Im Naturschutzgebiet ist es verboten,

1. Pflanzen und Pilze oder einzelne Teile von ihnen abzu-
schneiden, abzupflücken, aus- oder abzureißen, auszugra-
ben, zu entfernen oder sonst zu beschädigen,

2. wild lebenden Tieren nachzustellen, sie zu fangen, zu ver-
letzen, zu töten oder sie durch sonstige Handlungen zu
stören oder ihre Eier, Larven, Puppen oder sonstige Ent-
wicklungsformen oder Nester wegzunehmen, zu zerstören
oder zu beschädigen,

3. Pflanzen oder Tiere anzusiedeln oder auszusetzen,

4. zu angeln oder sonst Fische zu fangen, Fische oder Fisch-
laich in die Gewässer einzusetzen, Fischfutter oder andere
Mittel mit düngender Wirkung in die Gewässer einzubrin-
gen,

5. das Gebiet außerhalb dafür bestimmter Wege zu betreten,

6. das Gebiet außerhalb für den öffentlichen Verkehr gewid-
meter Fahrwege mit motorisierten Fahrzeugen aller Art zu
befahren oder motorisierte Fahrzeuge aller Art oder
Anhänger abzustellen,

Verordnung
über das Naturschutzgebiet Wittenbergen

Vom 1. Juni 2010

Auf Grund von § 10 Absatz 1 des Hamburgischen Gesetzes
zur Ausführung des Bundesnaturschutzgesetzes vom 11. Mai
2010 (HmbGVBl. S. 350, 402) in Verbindung mit §§ 23, 26 des
Bundesnaturschutzgesetzes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542)
sowie § 27 Nummer 3 des Hamburgischen Jagdgesetzes vom
22. Mai 1978 (HmbGVBl. S. 162), zuletzt geändert am 18. Juli
2001 (HmbGVBl. S. 251, 257), wird verordnet:
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Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 1. Juni 2010.

7. außerhalb dafür bestimmter Wege zu reiten oder Pferde
mitzuführen sowie mit Kutschen zu fahren,

8. Hunde auf andere Weise als an kurzer Leine mitzuführen
oder Katzen im Gebiet laufen zu lassen,

9. Gegenstände von wissenschaftlicher, naturgeschichtlicher
oder bodenkundlicher Bedeutung zu beschädigen, aufzu-
nehmen, zu sammeln oder zu verunstalten,

10. mit Drachen oder Flugmodellen jeglicher Art Modellsport
zu betreiben sowie Schiffsmodelle auf den Gewässern fah-
ren zu lassen,

11. Feuer zu machen oder brennende oder glimmende Gegen-
stände oder Glas wegzuwerfen oder zurückzulassen,

12. zu zelten oder zu lagern,

13. den Naturgenuss durch Lärmen, Musizieren oder auf
andere Weise zu stören,

14. das Gelände durch Abfälle, Abwässer oder auf sonstige
Weise zu verunreinigen,

15. bauliche Anlagen jeglicher Art, Frei- und Rohrleitungen,
Maste, Einfriedungen sowie Wege, Treppen, Brücken,
Stege oder Brunnen zu errichten, anzulegen oder zu verän-
dern,

16. Zäune oder Zaunteile an Gehölzen zu befestigen,

17. Bild- oder Schrifttafeln anzubringen,

18. Aufschüttungen oder Bohrungen vorzunehmen, die
Bodengestalt, die Gestalt der Gewässer und ihrer Ufer
durch Grabungen, Abbau oder durch Einbringen von
Bodenbestandteilen oder von Astwerk oder auf sonstige
Weise zu verändern,

19. den Wasserhaushalt zu verändern,

20. Düngemittel aller Art oder Pflanzenschutzmittel auszu-
bringen,

21. Verkaufs- oder sonstige Stände zu errichten oder Waren
anzubieten,

22. die Jagd auszuüben.

(2) Von den Verboten des Absatzes 1 gelten nicht:

1. die Nummern 1 bis 6, 9, 11, 13, 15 und 17 bis 20 für Maß-
nahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege
durch die zuständige Behörde,

2. die Nummern 1 bis 3, 5 bis 7 und 13 für waldbauliche Maß-
nahmen,

3. die Nummern 1, 3, 6, 13, 15, 17 und 18 für das Gelände des
Parks Wittenbergener Weg 110 (Flurstücke 5110, 5101 und
4703) und des Luusparks (Flurstück 5972) im Rahmen der
Unterhaltung des Gartendenkmals beziehungsweise der
öffentlichen Grünanlage,

4. die Nummern 1 bis 3, 5, 8 und 11 bis 13 im Rahmen der
bestehenden Nutzung der Hausgärten,

5. die Nummer 5 für die Flurstücke 5972, 6020 und 6021,
6. die Nummern 5, 11, 12 und 13 im Rahmen des pädagogi-

schen Auftrags der Freiluftschule auf dem Flurstück 5110,
7. die Nummern 6 und 15 für die Zufahrt zu und Instandhal-

tung von dauerhaft bewohnten beziehungsweise für den
Schul-, Café- oder Toilettenbetrieb genutzten baulichen
Anlagen auf Teilen der Flurstücke 1075, 1086, 1087, 3390,
4703, 5101 und 5110 der Gemarkung Rissen,

8. die Nummer 17 für das Anbringen von Schildern, die als
Orts- oder Verkehrshinweise dienen,

9. die Nummern 2, 5, 6 und 17 für die Bisam- und Wander-
rattenbekämpfung,

10. die Nummern 1, 2, 5 und 22 für die ordnungsgemäße Aus-
übung des Tierschutzes nach § 22 a Absatz 1 des Bundes-
jagdgesetzes in der Fassung vom 29. September 1976
(BGBl. I S. 2850), zuletzt geändert am 26. März 2008
(BGBl. I 426, 439), in der jeweils geltenden Fassung, zur
Nachsuche und zum Jagdschutz durch die Jagdausübungs-
berechtigten.

(3) Von den Verboten des Absatzes 1 kann die zuständige
Behörde in folgenden Fällen eine Ausnahmegenehmigung
erteilen:

1. von der Nummer 15 für notwendige bauliche Erweiterun-
gen zur Erhaltung des Schul- oder des Cafébetriebs auf den
Flurstücken 1086, 3390 oder 5110,

2. von den Nummern 1, 2, 3, 5, 6, 13, 15, 18 und 19 für erfor-
derliche Maßnahmen im Rahmen der Gewässerunterhal-
tung, des Hochwasserschutzes, der Hangsicherung, des
Bodenschutzes oder der Schifffahrt.

§ 6
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig nach § 29 Absatz 1 Nummer 1 des
Hamburgischen Gesetzes zur Ausführung des Bundesnatur-
schutzgesetzes  handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig den
Verboten des § 5 Absatz 1 zuwiderhandelt.

§ 7
Außerkrafttreten

(1) Die Verordnung über das Naturschutzgebiet Wittenber-
gener Heide/Elbwiesen vom 24. Juni 1986 (HmbGVBl. S. 179)
in der geltenden Fassung wird aufgehoben.

(2) Die Verordnung zum Schutz von Landschaftsteilen in
den Gemarkungen Altona-Südwest, Ottensen, Othmarschen,
Klein Flottbek, Nienstedten, Dockenhuden, Blankenese und
Rissen vom 18. Dezember 1962 (HmbGVBl. S. 203), zuletzt
geändert am 11. Mai 2010 (HmbGVBl. S. 350, 359), tritt außer
Kraft, soweit Flächen durch diese Verordnung unter Schutz
gestellt werden.
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Zweite Verordnung
zur Änderung der Volksabstimmungsverordnung

Vom 1. Juni 2010

Auf Grund der §§ 29 und 32 des Volksabstimmungsgesetzes
vom 20. Juni 1996 (HmbGVBl. S. 136), zuletzt geändert am 
16. Dezember 2008 (HmbGVBl. S. 439), wird verordnet:

Die Volksabstimmungsverordnung vom 19. Juli 2005
(HmbGVBl. S. 336), geändert am 26. August 2008 (HmbGVBl.
S. 312), wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

1.1 Hinter dem Eintrag zu § 14 wird folgender Eintrag zu Teil 3
eingefügt:

„Teil 3

Volksentscheid außerhalb einer Wahl

Abschnitt 1

Allgemeine Vorschriften

§ 15 Abstimmungsleitungen

§ 16 Abstimmungsstellen und Briefabstimmungsstellen

Abschnitt 2

Abstimmungsverzeichnis und Abstimmungsunterlagen

§ 17 Führung des Abstimmungsverzeichnisses

§ 18 Eintragung der stimmberechtigten Personen

§ 19 Versand der Abstimmungsunterlagen

§ 20 Einsicht in das Abstimmungsverzeichnis

§ 21 Widerspruch gegen das Abstimmungsverzeichnis

§ 22 Berichtigung des Abstimmungsverzeichnisses

§ 23 Abstimmungsscheine

Abschnitt 3

Abstimmungshandlung

§ 24 Abstimmungszeit und Abstimmungsbekanntmachung

§ 25 Ausstattung des Abstimmungsraumes

§ 26 Beginn der Abstimmungshandlung

§ 27 Stimmabgabe, Verweisung und Zurückweisung

§ 28 (frei aus redaktionellen Gründen)

§ 29 Stimmabgabe behinderter stimmberechtigter Personen

§ 30 Schluss der Abstimmungshandlung

Abschnitt 4

Briefabstimmung

§ 31 Briefabstimmung

§ 32 Behandlung und Prüfung der Abstimmungsbriefe

Abschnitt 5

Ermittlung des Abstimmungsergebnisses

§ 33 Öffentliche Ergebnisermittlung

§ 34 (frei aus redaktionellen Gründen)

§ 35 Auszählung der Stimmzettel

§ 36 Ungültige Stimmen

§ 37 Schnellmeldung und vorläufiges Abstimmungs-
ergebnis

§ 38 Abstimmungsniederschrift

§ 39 Ergebnisermittlung und Bericht der Bezirks-
abstimmungsleitung

§ 40 Ermittlung des Abstimmungsergebnisses

§ 41 Sicherung und Vernichtung der Abstimmungs-
unterlagen

Abschnitt 6

Rechenschaftsbericht und Kostenerstattungsverfahren

§ 42 Inhalt des Rechenschaftsberichts

§ 43 Zuständigkeit und Antragsfrist

§ 44 Erklärungsberechtigte Person

§ 45 Prüffähige Abrechnung“.

1.2 Der Eintrag „§ 44 Schlussbestimmung“ wird durch den
Eintrag „§ 46 Schlussbestimmung“ ersetzt.

2. Hinter § 14 wird folgender Teil 3 eingefügt:

„Teil 3

Volksentscheid außerhalb einer Wahl

Abschnitt 1

Allgemeine Vorschriften

§ 15

Abstimmungsleitungen

Die zuständige Behörde macht die Namen der Landesab-
stimmungsleitung und der Bezirksabstimmungsleitungen
sowie ihrer Stellvertretungen und die Anschriften ihrer
Dienststellen öffentlich bekannt.

§ 16

Abstimmungsstellen und Briefabstimmungsstellen

(1) Die Landesabstimmungsleitung hat die Abstimmungs-
stellen im Benehmen mit den Bezirksabstimmungsleitun-
gen so zu bestimmen, dass alle Stimmberechtigten ausrei-
chend Gelegenheit haben, sich an dem Volksentscheid zu
beteiligen. In den Abstimmungsstellen werden ein oder
mehrere Abstimmungsräume bereitgestellt.

(2) Die Abstimmungsräume sollen von der zuständigen
Behörde nach den örtlichen Verhältnissen so ausgewählt
und eingerichtet werden, dass allen stimmberechtigten
Personen, insbesondere behinderten und anderen Men-
schen mit Mobilitätsbeeinträchtigungen, die Teilnahme
am Volksentscheid möglichst erleichtert wird. Die zustän-
dige Behörde teilt frühzeitig und in geeigneter Weise mit,
welche Abstimmungsstellen barrierefrei sind.

(3) Für die Briefabstimmung richten die Bezirksabstim-
mungsleitungen Briefabstimmungsstellen ein.

(4) Die Abstimmungsstellen und Briefabstimmungsstellen
werden mit Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Freien
und Hansestadt Hamburg besetzt. Bei Bedarf können die
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Bezirksabstimmungsleitungen ergänzend ehrenamtliche
Hilfskräfte als weitere Bedienstete hinzuziehen, die für
ihre Tätigkeit in einer Abstimmungsstelle 150 Euro und in
einer Briefabstimmungsstelle 100 Euro als Aufwandsent-
schädigung erhalten. Werden ehrenamtliche Hilfskräfte
eingesetzt, so verpflichtet die Bezirksabstimmungsleitung
diese zur unparteiischen Wahrnehmung ihres Amtes und
zur Verschwiegenheit über die ihnen bei ihrer amtlichen
Tätigkeit bekannt gewordenen Tatsachen, insbesondere
über alle dem Abstimmungsgeheimnis unterliegenden
Angelegenheiten.

Abschnitt 2

Abstimmungsverzeichnis und Abstimmungsunterlagen

§ 17

Führung des Abstimmungsverzeichnisses

Die zuständige Behörde legt für den Versand der Abstim-
mungsunterlagen ein vorläufiges elektronisches Abstim-
mungsverzeichnis an. Das endgültige elektronische Ab-
stimmungsverzeichnis wird am Abstimmungstag erstellt.
Das Abstimmungsverzeichnis enthält für jede stimmbe-
rechtigte Person Familiennamen und Vornamen, Geburts-
datum und Wohnanschrift sowie die Kontrollnummer des
Abstimmungsscheins. Es darf Felder für Vermerke über
die Stimmabgabe, die Briefabstimmung und für Bemer-
kungen enthalten.

§ 18

Eintragung der stimmberechtigten Personen

(1) Von Amts wegen sind in das Abstimmungsverzeichnis
alle im Melderegister erfassten Personen einzutragen, die
am Abstimmungstag zur Bürgerschaft wahlberechtigt sind.

(2) Abstimmungsberechtigte, die nicht im Abstimmungs-
verzeichnis eingetragen sind, sind auf formlosen Antrag
bei der zuständigen Behörde in das Abstimmungsverzeich-
nis aufzunehmen. Der Antrag muss die Versicherung ent-
halten, dass die Abstimmungsvoraussetzungen vorliegen.

(3) Wird einem Eintragungsantrag nicht stattgegeben oder
wird eine in das Abstimmungsverzeichnis eingetragene
Person gestrichen, so ist die oder der Betroffene unverzüg-
lich zu unterrichten. Gegen die Entscheidung kann die
oder der Betroffene Widerspruch einlegen; § 21 Absätze 2
bis 4 gilt entsprechend. Auf die Möglichkeit des Wider-
spruchs ist hinzuweisen.

(4) Ist das Abstimmungsverzeichnis offensichtlich unrich-
tig oder unvollständig, so darf der Mangel von Amts wegen
behoben werden.

§ 19

Versand der Abstimmungsunterlagen

(1) Die im Abstimmungsverzeichnis eingetragenen
stimmberechtigten Personen erhalten spätestens drei
Wochen vor der Abstimmung die Abstimmungsunterla-
gen. Die Abstimmungsunterlagen bestehen aus:

1. der Abstimmungsbenachrichtigung,

2. den Briefabstimmungsunterlagen (Stimmzettel, Stimm-
zettelumschlag, Abstimmungsschein, Abstimmungs-
briefumschlag, Merkblatt zur Briefabstimmung),

3. dem Informationsheft zum Volksentscheid gemäß § 19
Absatz 2 VAbstG,

4. dem Gesetzentwurf beziehungsweise der anderen Vor-
lage; stehen mehrere Gesetzentwürfe oder mehrere an-
dere Vorlagen, die den gleichen Gegenstand betreffen,
zur Abstimmung, so sind alle beizufügen, soweit diese

nicht vollständig auf dem Stimmzettel beigefügt sind,
und

5. Angaben zu der Geschäftsstelle der Bezirksabstim-
mungsleitung sowie zur nächstgelegenen Abstim-
mungsstelle.

(2) Die zuständige Behörde veranlasst rechtzeitig vor der
Abstimmung, dass die Leitungen der Krankenhäuser,
Wohn-Pflege-Einrichtungen, sozialtherapeutischen An-
stalten, Justizvollzugsanstalten sowie der Gemeinschafts-
unterkünfte die in der Einrichtung befindlichen stimmbe-
rechtigten Personen durch Aushang der Abstimmungsbe-
kanntmachung (§ 24) über das Abstimmungsverfahren
informieren.

§ 20
Einsicht in das Abstimmungsverzeichnis

(1) Die zuständige Behörde hat vom zwanzigsten Tag bis
zum neunten Tag vor der Abstimmung montags bis don-
nerstags von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr und freitags von 
8.00 Uhr bis 14.00 Uhr die Einsichtnahme in das elektro-
nische Abstimmungsverzeichnis zu ermöglichen. Die Stel-
len, bei denen die Einsichtnahme erfolgen kann, werden
von der zuständigen Behörde bestimmt. Es wird durch ein
Datensichtgerät Einsicht genommen. Es ist sicherzustel-
len, dass die Erläuterungen zu den vorgenommenen Ände-
rungen des Abstimmungsverzeichnisses (§ 22) im Klartext
gelesen werden können. Das Datensichtgerät darf nur von
einer oder einem Bediensteten der zuständigen Behörde
bedient werden.
(2) Jede stimmberechtigte Person hat das Recht, innerhalb
des in Absatz 1 genannten Zeitraumes die Richtigkeit oder
Vollständigkeit der zu seiner Person im Abstimmungsver-
zeichnis eingetragenen Daten zu überprüfen. Zur Über-
prüfung der Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten
von anderen eingetragenen Personen haben Stimmberech-
tigte während dieses Zeitraumes nur dann ein Recht auf
Einsicht, wenn sie Tatsachen glaubhaft machen, aus denen
sich eine Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des
Abstimmungsverzeichnisses ergeben kann. Das Recht zur
Überprüfung gemäß Satz 2 besteht nicht hinsichtlich von
Daten von Personen, für die im Melderegister ein melde-
rechtlicher Sperrvermerk eingetragen ist. Vor Einsicht-
nahme in das Abstimmungsverzeichnis gemäß den Sätzen
1 und 2 ist die Identität der den Antrag stellenden Person
zu überprüfen.
(3) Zeit und Ort der Einsichtnahme in das Abstimmungs-
verzeichnis sind von der zuständigen Behörde öffentlich
bekannt zu machen. In der Bekanntmachung ist darauf
hinzuweisen, innerhalb welcher Frist und bei welcher
Stelle Widerspruch gegen das Abstimmungsverzeichnis
erhoben werden kann.

§ 21
Widerspruch gegen das Abstimmungsverzeichnis

(1) Wer das Abstimmungsverzeichnis für unrichtig hält,
kann innerhalb des in § 20 Absatz 1 genannten Zeitraums
Widerspruch erheben.
(2) Der Widerspruch wird bei der zuständigen Behörde
schriftlich oder durch Erklärung zur Niederschrift erho-
ben. Soweit die behaupteten Tatsachen nicht offenkundig
sind, hat die oder der Widersprechende die erforderlichen
Beweismittel beizubringen. Sofern die zuständige Behörde
dem Widerspruch nicht abhilft, legt sie ihn mit den Vor-
gängen unverzüglich der Bezirksabstimmungsleitung vor.
(3) Will die Bezirksabstimmungsleitung einem Wider-
spruch gegen die Eintragung einer anderen Person stattge-
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ben, so hat sie dieser vor der Entscheidung Gelegenheit zur
Äußerung zu geben.
(4) Die Entscheidung über den Widerspruch ist der oder
dem Betroffenen und der zuständigen Behörde bekannt zu
geben. Sie ist vorbehaltlich einer anderen Entscheidung
durch das Hamburgische Verfassungsgericht endgültig.

§ 22
Berichtigung des Abstimmungsverzeichnisses

Alle im Zeitraum zwischen der Erstellung des vorläufigen
und des endgültigen Abstimmungsverzeichnisses vorge-
nommenen Änderungen sind im elektronischen Abstim-
mungsverzeichnis zu erläutern und mit einem Hinweis auf
die verantwortliche Bedienstete oder den verantwortlichen
Bediensteten der zuständigen Behörde zu versehen.

§ 23
Abstimmungsscheine

(1) Abstimmungsscheine werden von Amts wegen für alle
Stimmberechtigten ausgestellt. Jeder Abstimmungsschein
enthält eine Kontrollnummer und eine vorgedruckte
eidesstattliche Versicherung gemäß § 22 Absatz 3 Satz 3
VAbstG. Die in Satz 2 genannte Versicherung ist von den
Abstimmungsberechtigten im Fall der Teilnahme an der
Briefabstimmung zu unterzeichnen. Der Abstimmungs-
schein wird im automatischen Verfahren erstellt und ist
ohne Unterschrift gültig.
(2) Versichert eine stimmberechtigte Person, dass ihr der
Abstimmungsschein nicht zugegangen ist oder dass dieser
ihr aus anderen Gründen nicht vorliegt, erteilt die zustän-
dige Behörde einen neuen Abstimmungsschein. Der bis-
herige Abstimmungsschein wird ungültig. Dies wird im
Abstimmungsverzeichnis vermerkt.
(3) Wird eine stimmberechtigte Person, die bereits einen
Abstimmungsschein erhalten hat, im Abstimmungsver-
zeichnis gestrichen, so wird der Abstimmungsschein
ungültig. Dies wird im Abstimmungsverzeichnis ver-
merkt. Dabei ist deutlich zu machen, dass die Stimme
einer oder eines Abstimmenden, die oder der bereits an der
Briefabstimmung teilgenommen hat und zu diesem Zeit-
punkt abstimmungsberechtigt war, nicht ungültig ist.

Abschnitt 3
Abstimmungshandlung

§ 24
Abstimmungszeit und Abstimmungsbekanntmachung

(1) Die Abstimmung findet in der Zeit von 8.00 Uhr bis
18.00 Uhr statt.
(2) Die Landesabstimmungsleitung veröffentlicht recht-
zeitig vor der Abstimmung eine Bekanntmachung mit
allen für die Ausübung des Abstimmungsrechts wichtigen
Hinweisen.
(3) Die Abstimmungsbekanntmachung ist vor Beginn der
Abstimmungshandlung am oder im Eingang des Gebäu-
des, in dem sich der Abstimmungsraum befindet, anzu-
bringen. Der Bekanntmachung ist der oder sind die
Stimmzettel als Muster beizufügen.

§ 25
Ausstattung des Abstimmungsraumes

Der Abstimmungsraum wird so eingerichtet, dass die
stimmberechtigten Personen die Stimmzettel unbeobach-
tet kennzeichnen können. Die zuständige Behörde sorgt
für die erforderlichen Abstimmungsurnen und Abstim-
mungszellen.

§ 26

Beginn der Abstimmungshandlung

Vor Beginn der Abstimmung müssen in der Abstim-
mungsstelle mindestens drei Bedienstete anwesend sein.
Sie bestimmen selbständig aus ihrem Kreis die Leitung
und die Schriftführung und vermerken dies in der zu ferti-
genden Niederschrift. Sodann überzeugen sich mindes-
tens zwei Bedienstete davon, dass die Abstimmungsurne
leer ist. Daraufhin verschließen sie die Abstimmungsurne.
Sie darf bis zum Beginn der Auszählung nicht mehr geöff-
net werden.

§ 27

Stimmabgabe, Verweisung und Zurückweisung

(1) Die stimmberechtigte Person erhält im Abstimmungs-
raum einen Stimmzettel, wenn sie den ihr übersandten
Stimmzettel nicht zur Abstimmung mitgebracht hat.

(2) Die stimmberechtigte Person begibt sich sodann in die
Abstimmungszelle, kennzeichnet dort den Stimmzettel
und faltet ihn dort in der Weise, dass die Kennzeichnung
nicht erkennbar ist. Die Bediensteten der Abstimmungs-
stelle achten darauf, dass sich immer nur eine abstim-
mungsberechtigte Person und diese nur so lange wie not-
wendig in der Abstimmungszelle aufhält.

(3) Nachdem die stimmberechtigte Person die Stimmzettel
unbeobachtet gekennzeichnet hat, gibt sie ihren Abstim-
mungsschein bei der oder dem zuständigen Bediensteten
ab. Wird der Abstimmungsschein nicht vorgelegt oder
bestehen sonst Zweifel an der Identität oder Abstim-
mungsberechtigung, hat die Person sich auszuweisen.

(4) Bestehen keine Gründe zur Zurückweisung nach Ab-
satz 6, wird die Abstimmungsurne freigegeben. Die stimm-
berechtigte Person legt den Stimmzettel in die Abstim-
mungsurne. Die Stimmabgabe wird daraufhin im elektro-
nischen Abstimmungsverzeichnis vermerkt. Durch den
Stimmabgabevermerk wird der Abstimmungsschein un-
gültig.

(5) Nicht im Abstimmungsverzeichnis eingetragene Perso-
nen sind an die Bezirksabstimmungsleitung zu verweisen.
Satz 1 gilt entsprechend, wenn bereits ein Stimmabgabe-
vermerk im Abstimmungsverzeichnis eingetragen ist.

(6) Eine stimmberechtigte Person ist zurückzuweisen,
wenn sie
1. ihren Stimmzettel unter Verletzung des Abstimmungs-

geheimnisses gekennzeichnet hat oder
2. mit ihrem Stimmzettel in einer das Abstimmungsge-

heimnis gefährdenden Weise verfahren ist.

(7) Hat die stimmberechtigte Person einen Stimmzettel
verschrieben, hat sie ihn versehentlich unbrauchbar
gemacht oder ist die stimmberechtigte Person nach Ab-
satz 6 Nummer 1 oder 2 zurückgewiesen worden, so ist ihr
auf Verlangen ein neuer Stimmzettel auszuhändigen.

(8) Gegen eine Zurückweisung nach Absatz 6 kann inner-
halb der Abstimmzeit Beschwerde bei der Geschäftsstelle
der Bezirksabstimmungsleitung erhoben werden. Die
Bezirksabstimmungsleitung entscheidet unverzüglich und
abschließend. Die Entscheidung ist im Bericht der
Bezirksabstimmungsleitung zu vermerken und der oder
dem Betroffenen bekannt zu geben. Sätze 2 und 3 gelten für
die Verweisung nach Absatz 4 entsprechend.

§ 28

(frei aus redaktionellen Gründen)



Freitag, den 11. Juni 2010 419HmbGVBl. Nr. 21

§ 29
Stimmabgabe behinderter stimmberechtigter Personen

(1) Eine stimmberechtigte Person, die des Lesens unkun-
dig oder wegen einer körperlichen Behinderung gehindert
ist, den Stimmzettel zu kennzeichnen, zu falten oder die-
sen selbst in die Abstimmungsurne zu legen, darf eine
Hilfsperson bestimmen, die ihr bei der Stimmabgabe
behilflich sein soll. Sie hat dies den Bediensteten bekannt
zu geben. Die stimmberechtigte Person darf auch eine
Bedienstete oder einen Bediensteten als Hilfsperson
bestimmen.
(2) Die Hilfeleistung hat sich auf die Erfüllung der Wün-
sche der stimmberechtigten Person zu beschränken.
(3) Die Hilfsperson ist zur Geheimhaltung der Kenntnisse
verpflichtet, die sie bei der Hilfeleistung von der Abstim-
mung eines anderen erlangt hat. Vor Beginn der Abstim-
mungshandlung ist sie auf diese Verpflichtung hinzuwei-
sen.
(4) Eine blinde oder sehbehinderte stimmberechtigte Per-
son darf sich zur Kennzeichnung des Stimmzettels auch
einer Stimmzettelschablone bedienen.
(5) Muster des Stimmzettels und des Informationsheftes
zum Volksentscheid werden unverzüglich nach ihrer Fer-
tigstellung den Blindenvereinen, die ihre Bereitschaft zur
Herstellung von Stimmzettelschablonen erklärt haben, zur
Verfügung gestellt.
(6) Die zuständige Behörde erstattet den Blindenvereinen,
die ihre Bereitschaft zur Herstellung von Schablonen des
Stimmzettels und einer blindengerechten Form des Infor-
mationsheftes zum Volksentscheid erklärt haben, die
durch ihre Herstellung und Verteilung veranlassten not-
wendigen Ausgaben.

§ 30
Schluss der Abstimmungshandlung

Sobald die Abstimmungszeit abgelaufen ist, dürfen nur
noch die Berechtigten zur Stimmabgabe zugelassen wer-
den, die sich im Abstimmungsraum befinden. Im
Anschluss an deren Stimmabgabe erklärt die Abstim-
mungsstellenleitung die Abstimmungshandlung für
geschlossen.

Abschnitt 4
Briefabstimmung

§ 31
Briefabstimmung

(1) Eine stimmberechtigte Person, die durch Brief
abstimmt, hat in folgender Weise vorzugehen:
1. sie kennzeichnet persönlich und unbeobachtet den

Stimmzettel, legt ihn in den blauen Stimmzettelum-
schlag und verschließt diesen,

2. sie unterschreibt die auf dem Abstimmungsschein vor-
gedruckte eidesstattliche Versicherung gemäß § 22
Absatz 3 Satz 3 VAbstG unter Angabe des Ortes und des
Tages,

3. sie steckt den verschlossenen Stimmzettelumschlag
und den Abstimmungsschein in den roten Abstim-
mungsbriefumschlag,

4. sie verschließt den Abstimmungsbriefumschlag und
5. sie übersendet den Abstimmungsbrief so rechtzeitig,

dass er spätestens am Abstimmungstage bis 18.00 Uhr
bei der darauf angegebenen Bezirksabstimmungslei-
tung eingeht oder gibt ihn dort ab.

(2) Für die Stimmabgabe behinderter stimmberechtigter
Personen gilt § 29 entsprechend. Hat die stimmberechtigte
Person den Stimmzettel durch eine Hilfsperson kenn-
zeichnen lassen, so hat diese durch Unterschreiben der
eidesstattlichen Versicherung zu bestätigen, dass sie den
Stimmzettel gemäß dem erklärten Willen der stimmbe-
rechtigten Person gekennzeichnet hat.

(3) In Krankenhäusern, Wohn-Pflege-Einrichtungen,
sozialtherapeutischen Anstalten, Justizvollzugsanstalten
sowie Gemeinschaftsunterkünften ist Vorsorge zu treffen,
dass die Stimmzettel unbeobachtet gekennzeichnet und in
den Stimmzettelumschlag gelegt werden können. Die Lei-
tung der Einrichtung bestimmt einen geeigneten Raum
und gibt den stimmberechtigten Personen bekannt, in wel-
cher Zeit der Raum für die Ausübung der Briefabstim-
mung zur Verfügung steht.

(4) Die zuständige Behörde weist die Leitungen der Ein-
richtungen rechtzeitig auf die Regelung des Absatzes 3 hin.

(5) Die Stimmen von Abstimmungsberechtigten, die an
der Briefabstimmung teilgenommen haben, werden nicht
dadurch ungültig, dass die Abstimmungsberechtigten vor
oder am Abstimmungstag sterben, aus dem Gebiet der
Freien und Hansestadt Hamburg verziehen oder das Wahl-
recht nach § 7 Absatz 1 des Gesetzes über die Wahl zur
Hamburgischen Bürgerschaft verlieren.

§ 32

Behandlung und Prüfung der Abstimmungsbriefe

(1) Die von der Bezirksabstimmungsleitung eingesetzten
Stellen öffnen zu vorab bekannt gegebenen Zeiten öffent-
lich die eingegangenen Abstimmungsbriefe und entneh-
men den Abstimmungsschein und den Stimmzettelum-
schlag. Sie prüfen die Gültigkeit der Abstimmungsscheine
und vermerken die Stimmabgabe umgehend im elektroni-
schen Abstimmungsverzeichnis.

(2) Ein Abstimmungsbrief ist zurückzuweisen, wenn
1. dem Abstimmungsbriefumschlag kein oder kein gülti-

ger Abstimmungsschein beiliegt,
2. der Abstimmungsbrief nicht rechtzeitig eingegangen ist,
3. dem Abstimmungsbriefumschlag kein Stimmzettel-

umschlag beigefügt ist,
4. weder der Abstimmungsbriefumschlag noch der

Stimmzettelumschlag verschlossen ist,
5. die stimmberechtigte Person oder die Hilfsperson die

vorgeschriebene eidesstattliche Versicherung auf dem
Abstimmungsschein nicht unterschrieben hat,

6. kein amtlicher Stimmzettelumschlag benutzt worden
ist,

7. ein Stimmzettelumschlag benutzt worden ist, der offen-
sichtlich in einer das Abstimmungsgeheimnis gefähr-
denden Weise von den übrigen abweicht oder einen
deutlich fühlbaren Gegenstand enthält oder

8. bereits ein Stimmabgabevermerk im elektronischen
Abstimmungsverzeichnis eingetragen ist.

(3) Die zurückgewiesenen Abstimmungsbriefe sind samt
Inhalt auszusondern und mit einem Vermerk über den
Zurückweisungsgrund zu versehen. Die Bezirksabstim-
mungsleitung ermittelt die Zahl der zurückgewiesenen
Abstimmungsbriefe. Die Einsenderinnen und Einsender
zurückgewiesener Abstimmungsbriefe werden nicht als
Abstimmende gezählt.

(4) Die aus den übrigen Abstimmungsbriefumschlägen
entnommenen Stimmzettelumschläge werden in versie-
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gelten Verpackungseinheiten unter sicherem Verschluss
bis zum Abstimmungstag verwahrt.
(5) Die Bezirksabstimmungsleitung vermerkt auf jedem
am Abstimmungstage nach Schluss der Abstimmungszeit
eingegangenen Abstimmungsbrief Tag und Uhrzeit des
Einganges, auf den vom nächsten Tag an eingehenden
Abstimmungsbriefen nur den Eingangstag. Diese sind
ungeöffnet zu verpacken und so lange aufzubewahren, bis
die Vernichtung der Abstimmungsbriefe zugelassen ist.

Abschnitt 5
Ermittlung des Abstimmungsergebnisses

§ 33
Öffentliche Ergebnisermittlung

(1) Unmittelbar nach dem Ende der Abstimmungshand-
lung wird öffentlich das Abstimmungsergebnis ermittelt.
(2) Die Bezirksabstimmungsleitung gibt vor dem Ende der
Abstimmungshandlung durch Aushang in ihrem Dienst-
gebäude bekannt, wo und wann die Ergebnisermittlung in
den einzelnen Briefabstimmungsstellen stattfindet.

§ 34
(frei aus redaktionellen Gründen)

§ 35
Auszählung der Stimmzettel

(1) Vor dem Öffnen der Abstimmungsurnen werden alle
nicht benutzten Stimmzettel vom Abstimmungstisch ent-
fernt. Die Abstimmungsurnen werden geöffnet, die
Stimmzettel entnommen, entfaltet und gezählt.
(2) Nach Zählung der Stimmzettel bildet die Abstim-
mungsstelle folgende Stapel, die sie unter Aufsicht behält:
1. mit JA gekennzeichnete Stimmzettel,
2. mit NEIN gekennzeichnete Stimmzettel,
3. ungekennzeichnete Stimmzettel,
4. Stimmzettel, die zu Bedenken Anlass geben.
(3) Hat die Bürgerschaft nach § 21 Absatz 2 Satz 3 VAbstG
einen eigenen Gesetzentwurf oder eine eigene andere Vor-
lage zur Entscheidung vorgelegt, so bildet die Abstim-
mungsstelle folgende Stapel, die sie unter Aufsicht behält:

1. mit zwei JA-Stimmen gekennzeichnete Stimmzettel,
2. mit zwei NEIN-Stimmen gekennzeichnete Stimmzet-

tel,
3. Stimmzettel, die mit einer JA-Stimme für den Gesetz-

entwurf oder die andere Vorlage der Volksinitiative
und einer NEIN-Stimme für den Gesetzentwurf oder
die andere Vorlage der Bürgerschaft gekennzeichnet
sind,

4. Stimmzettel, die mit einer NEIN-Stimme für den
Gesetzentwurf oder die andere Vorlage der Volks-
initiative und einer JA-Stimme für den Gesetzentwurf
oder die andere Vorlage der Bürgerschaft gekenn-
zeichnet sind,

5. Stimmzettel, die mit nur einer JA-Stimme für den
Gesetzentwurf oder die andere Vorlage der Volks-
initiative gekennzeichnet sind,

6. Stimmzettel, die mit nur einer NEIN-Stimme für den
Gesetzentwurf oder die andere Vorlage der Volks-
initiative gekennzeichnet sind,

7. Stimmzettel, die mit nur einer JA-Stimme für den
Gesetzentwurf oder die andere Vorlage der Bürger-
schaft gekennzeichnet sind,

8. Stimmzettel, die mit nur einer NEIN-Stimme für den
Gesetzentwurf oder die andere Vorlage der Bürger-
schaft gekennzeichnet sind,

9. ungekennzeichnete Stimmzettel,

10. Stimmzettel, die zu Bedenken Anlass geben.

(4) Sodann werden die Stapel nach Absatz 2 oder Absatz 3
mit Ausnahme der Stimmzettel, die zu Bedenken Anlass
geben, von den Bediensteten der Abstimmungsstelle unter
gegenseitiger Kontrolle daraufhin geprüft, ob die Kenn-
zeichnungen in den jeweiligen Stapeln gleich lauten, und
die Stimmen gezählt. Die festgestellten Auszählungsergeb-
nisse werden in der Abstimmungsstelle laut angesagt und
in der Niederschrift vermerkt.

(5) Anschließend werden die ungekennzeichneten Stimm-
zettel entsprechend Absatz 4 gezählt und in die Nieder-
schrift aufgenommen.

(6) Sodann entscheidet die Abstimmungsstelle über Stimm-
zettel, die zu Bedenken Anlass geben. Die Leitung der
Abstimmungsstelle gibt das Ergebnis mündlich bekannt,
vermerkt es auf der Rückseite des jeweiligen Stimmzettels
und versieht die Stimmzettel mit einer fortlaufenden
Nummer. Das jeweilige Ergebnis wird in der Niederschrift
zu den gültigen oder ungültigen Stimmen hinzugezählt.

(7) Die Unterlagen nach den Absätzen 4 bis 6 werden
jeweils gesondert beiseite gelegt und verbleiben unter Auf-
sicht.

(8) Die Zusammenzählung der in die Niederschrift über-
nommenen Ergebnisse nach Absatz 6 werden durch zwei
Bedienstete der Abstimmungsstelle überprüft.

(9) Haben die Abstimmungsstellen ihre Aufgabe beendet,
verpacken sie die nach den Absätzen 3 bis 5 sortierten
Stimmzettel, soweit sie nicht der Niederschrift nach § 38
Absatz 1 Satz 3 beizufügen sind und legen sie in die
Abstimmungsurnen. Diese werden verschlossen, versie-
gelt und der Bezirksabstimmungsleitung übergeben. Bis
zur Übernahme haben die Abstimmungsstellen sicherzu-
stellen, dass die Unterlagen Unbefugten nicht zugänglich
sind.

(10) Für Briefabstimmungsstellen gelten die Absätze 1 bis
9 entsprechend mit der Maßgabe, dass die Stimmzettelum-
schläge zunächst ungeöffnet zu zählen sind. Anschließend
werden die Stimmzettel aus den Stimmzettelumschlägen
entnommen. Dabei sind für leere Stimmzettelumschläge
und Stimmzettelumschläge, die mehrere Stimmzettel ent-
halten oder zu Bedenken Anlass geben, jeweils gesonderte
Stapel zu bilden. Diese Stapel werden gezählt und nach
§ 36 geprüft; sie sind der Niederschrift gemäß § 38 Ab-
satz 1 Satz 3 beizufügen.

§ 36

Ungültige Stimmen

(1) Ungültig sind Stimmen, wenn der Stimmzettel

1. nicht amtlich hergestellt ist,

2. keine Kennzeichnung enthält,

3. den Willen der stimmberechtigten Person nicht zwei-
felsfrei erkennen lässt oder

4. einen Zusatz oder Vorbehalt enthält.

(2) Mehrere in einem Stimmzettelumschlag enthaltene
Stimmzettel gelten als ein Stimmzettel, wenn sie gleich
lauten oder nur einer von ihnen gekennzeichnet ist; sonst
zählen sie als ein Stimmzettel mit ungültigen Stimmen.

(3) Konnten auf einem Stimmzettel mehrere Stimmen
abgegeben werden (§ 20 Absatz 2 und § 21 VAbstG), ent-



Freitag, den 11. Juni 2010 421HmbGVBl. Nr. 21

hält der Stimmzettel aber nur eine Stimmabgabe, so ist die
nicht abgegebene Stimme ungültig.
(4) Über die Gültigkeit entscheiden die von der Bezirksab-
stimmungsleitung zur Ermittlung des Ergebnisses des
Volksentscheids eingesetzten Stellen. Die Entscheidung
ist auf dem Stimmzettel zu vermerken. Die ungültigen
Stimmzettel sind gesondert zu verwahren.

§ 37
Schnellmeldung und vorläufiges Abstimmungsergebnis

Die Abstimmungsstellen und Briefabstimmungsstellen
ermitteln die jeweiligen Abstimmungsergebnisse und mel-
den sie alsdann unverzüglich der Bezirksabstimmungslei-
tung. Die Bezirksabstimmungsleitung ermittelt nach den
Schnellmeldungen der Abstimmungsstellen und Briefab-
stimmungsstellen das vorläufige Abstimmungsergebnis
im Bezirk. Sie teilt das vorläufige Abstimmungsergebnis
auf schnellstem Wege der Landesabstimmungsleitung mit.
Wird ein zentral angelegtes elektronisches System genutzt,
erfolgt die Meldung durch Eingabe der Daten. Die Lan-
desabstimmungsleitung stellt das vorläufige Abstimmungs-
ergebnis im Gebiet der Freien und Hansestadt Hamburg
zusammen und gibt es in geeigneter Form bekannt.

§ 38
Abstimmungsniederschrift

(1) Die Abstimmungsstellen und Briefabstimmungsstellen
fertigen über die Abstimmungshandlung sowie die Ermitt-
lung und Feststellung des Abstimmungsergebnisses eine
Niederschrift. Sie ist von den jeweiligen Bediensteten der
in Satz 1 genannten Stellen zu unterzeichnen. Der Nieder-
schrift sind diejenigen Stimmzettel beizufügen, die für
ungültig erklärt wurden und über die eine besondere Ent-
scheidung ergangen ist.
(2) Die Niederschrift mit den dazugehörigen Anlagen ist
unverzüglich der zuständigen Bezirksabstimmungsleitung
im verschlossenen Umschlag zu übergeben.

§ 39
Ergebnisermittlung und Bericht
der Bezirksabstimmungsleitung

(1) Die Bezirksabstimmungsleitung prüft die Nieder-
schriften der Abstimmungsstellen und der Briefabstim-
mungsstellen auf Vollständigkeit und Ordnungsmäßigkeit
und ermittelt das Ergebnis. Sie kann dabei auch Entschei-
dungen der Abstimmungsstellen und der Briefabstim-
mungsstellen über die Gültigkeit von Stimmzetteln korri-
gieren. Sie erstellt einen Bericht über die Abstimmungs-
handlung und die Ergebnisermittlung sowie über
besondere Vorkommnisse. Der Bericht enthält weiterhin
folgende Zahlen:
1. Wahlberechtigte nach dem Ergebnis der vorausgegan-

genen Bürgerschaftswahl (§ 23 Absatz 1 Satz 3
VAbstG),

2. Anzahl der Abstimmenden,
3. gültige und ungültige Stimmen für die Abstimmung,

bei mehreren Gesetzentwürfen oder anderen Vorlagen
getrennt für diese,

4. die auf jeden zur Abstimmung stehenden Gesetzent-
wurf oder jede andere Vorlage entfallenen Ja- und Nein-
stimmen.

(2) Die Stimmzettel, über deren Ungültigkeit die Bezirks-
abstimmungsleitung abweichend von der Abstimmungs-
stelle oder der Briefabstimmungsstelle entschieden hat,
sind dem Bericht beizufügen.

(3) Die Bezirksabstimmungsleitung übermittelt das
Abstimmungsergebnis und den Bericht umgehend der
Landesabstimmungsleitung.

§ 40

Ermittlung des Abstimmungsergebnisses

(1) Die Landesabstimmungsleitung prüft die Berichte der
Bezirksabstimmungsleitungen und stellt das Abstim-
mungsergebnis zusammen.

(2) Sie übermittelt dem Senat zur Ermöglichung der Fest-
stellung des Ergebnisses gemäß § 23 Absatz 3 VAbstG fol-
gende Zahlen:

1. Wahlberechtigte nach dem Ergebnis der vorausgegan-
genen Bürgerschaftswahl,

2. Anzahl der Abstimmenden,

3. gültige und ungültige Stimmen für die Abstimmung,
bei mehreren Gesetzentwürfen oder anderen Vorlagen
getrennt für diese,

4. die auf jeden zur Abstimmung stehenden Gesetzent-
wurf oder jede andere Vorlage entfallenen Ja- und Nein-
stimmen.

§ 41

Sicherung und Vernichtung der Abstimmungsunterlagen

(1) Die Abstimmungsunterlagen sind zu verpacken und zu
verwahren, bis ihre Vernichtung zugelassen ist. Es ist
sicherzustellen, dass die Abstimmungsunterlagen und das
Abstimmungsverzeichnis Unbefugten nicht zugänglich
sind.

(2) Auskünfte aus Abstimmungsunterlagen und dem
Abstimmungsverzeichnis dürfen nur Behörden, Gerichten
und sonstigen amtlichen Stellen des Abstimmungsgebiets
und nur dann erteilt werden, wenn sie für die empfangende
Stelle im Zusammenhang mit dem Volksentscheid erfor-
derlich sind. Die empfangende Stelle darf die Auskünfte
nur im Zusammenhang mit dem Volksentscheid verwen-
den.

(3) Die zuständige Behörde vernichtet die Abstimmungs-
unterlagen und das Abstimmungsverzeichnis nach Ablauf
von sechs Monaten nach der öffentlichen Bekanntma-
chung und der Zustellung an eine Vertrauensperson gemäß
§ 23 Absatz 3 VAbstG, sofern sie nicht für ein Verfahren
nach dem Fünften Abschnitt des Volksabstimmungsgeset-
zes benötigt werden.

Abschnitt 6

Rechenschaftsbericht und Kostenerstattungsverfahren

§ 42

Inhalt des Rechenschaftsberichts

(1) Der Rechenschaftsbericht (§ 30 Absatz 1 VAbstG) be-
steht aus einer Einnahmen- und Ausgabenrechnung. Er ist
nach den Grundsätzen der ordnungsgemäßen Buchfüh-
rung unter Berücksichtigung des Gesetzeszwecks zu erstel-
len. Soweit sich der Rechenschaftsbericht gemäß § 30 Ab-
satz 1 VAbstG auf die Rechenschaftslegung über die Her-
kunft der Mittel beschränkt, besteht der Rechenschaftsbe-
richt nur aus einer Einnahmerechnung gemäß Absatz 2.

(2) Die Einnahmerechnung umfasst

1. Mitgliedsbeiträge und ähnliche regelmäßige Beiträge,

2. Spenden von natürlichen Personen,

3. Spenden von juristischen Personen,

4. Einnahmen aus Vermögen,
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5. Einnahmen aus Veranstaltungen, Vertrieb von Druck-
schriften und Veröffentlichungen und sonstiger mit
Einnahmen verbundener Tätigkeit,

6. staatliche Mittel,
7. sonstige Einnahmen,
8. Gesamteinnahmen nach den Nummern 1 bis 7.
(3) Die Ausgabenrechnung, die neben der Einnahmerech-
nung gemäß § 30 Absatz 1 VAbstG binnen drei Monaten
nach Zustellung des Ergebnisses des Volksentscheids an
die Vertrauensperson gegenüber der Landesabstimmungs-
leitung erfolgen muss, umfasst:
1. Personalausgaben,
2. Sachausgaben,
3. Gesamtausgaben nach den Nummern 1 und 2.
(4) Im Rechenschaftsbericht führen die Initiatoren Geld-
spenden und geldwerte Zuwendungen aller Art (Spenden)
gesondert auf, die ihnen für die Volksinitiative, das Volks-
begehren oder den Volksentscheid zur Verfügung gestellt
worden sind. Eine Spende, deren Wert in einem Kalender-
jahr 2.500 Euro übersteigt, ist unter Angabe des Namens
und der Anschrift der Spenderin oder des Spenders sowie
der Gesamthöhe der Spende darzustellen.
(5) Die Initiatoren dürfen dem Rechenschaftsbericht, ins-
besondere einzelnen seiner Positionen, kurze Erläuterun-
gen beifügen.

(6) Die §§ 26 bis 27 des Parteiengesetzes in der Fassung
vom 31. Januar 1994 (BGBl. I S. 150), zuletzt geändert am
24. September 2009 (BGBl. I S. 3145, 3147), sind im Übri-
gen entsprechend anzuwenden.

§ 43

Zuständigkeit und Antragsfrist

Das Kostenerstattungsverfahren wird von der zuständigen
Behörde durchgeführt. Der Antrag ist schriftlich inner-
halb von drei Monaten nach Zustellung der Ergebnisfest-
stellung an die Initiatoren (§ 23 Absatz 3 Satz 2 VAbstG) zu
stellen.

§ 44

Erklärungsberechtigte Person

Die Initiatoren haben eine für das Kostenerstattungsver-
fahren erklärungsberechtigte Person zu benennen.

§ 45

Prüffähige Abrechnung

Die erklärungsberechtigte Person für das Kostenerstat-
tungsverfahren hat eine prüffähige Abrechnung einzurei-
chen, der Originalbelege in Höhe des zu erwartenden
Erstattungsbetrages zum Verbleib bei der zuständigen
Behörde beizufügen sind.“

3. Der bisherige § 44 wird § 46.


